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Wirtschaftliche, soziale und kulturelle Menschenrechte  
-Teil universaler Menschenrechte 

 
Von Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard Eichenhofer, Friedrich-Schiller-Universität Jena  

 
I. Einleitung 

 
Am 10.Dezember 1948 wurde in Paris die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) 
verabschiedet. Anlässlich der 72. Wiederkehr dieses Ereignisses sollen die darin enthaltenen 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte 1  (WSK-Rechte) vor- und in ihrer 
Tragweite für das Arbeits- und Sozialrecht herausgestellt werden.  
 
Die WSK-Rechte sind weltweit entfaltet und anerkannt. Sie werden auch in Deutschland eingehalten 
und gewahrt. Dies geschieht allerdings aus eigenem Antrieb und in eigener Tradition und nicht, um 
dadurch internationalen Pflichten zu genügen. WSK-Rechte sind kaum bekannt und in Fachkreisen 
ziemlich wenig gelitten.  
 
Im deutschen Verfassungs- und Sozialrecht besteht sogar weithin Einvernehmen, dass diese 
Rechte nicht sinnvoll umschrieben werden könnten, weshalb sich kaum lohne, sich ihrer 
anzunehmen. Der bisweilen - freilich allgemein geäußerte Vorschlag, WSK-Rechte in das 
Grundgesetz (GG) aufzunehmen - fällt in der Öffentlichkeit zumeist durch und stößt auf Ablehnung 
oder Kopfschütteln. Regelmäßig wird entgegnet: „wir Deutsche“ hätten in die Verfassung womöglich 
„weniger über das Soziale geschrieben“ als andere Staaten, gewährten dafür aber den besseren 
sozialen Schutz. Den „Menschen“ seien gute Renten, gesundheitliche Versorgung oder 
Kinderbetreuung aber wichtiger als eine beredte Darstellung ihrer WSK-Rechte bei insgesamt 
unzulänglichen sozialen Leistungen. 
 
In der Tat: Kann im Hinblick auf WSK-Rechte von Menschenrechten gesprochen werden, wiewohl 
sie zahlreiche öffentliche Vorleistungen fordern, von deren Ausmaß ihr Schutz maßgeblich abhängt? 
Was nützten vollmundige Ankündigungen und Bekundungen in der Verfassung eines Staates, wenn 
dieser sozialpolitisch nichts zustande bringt? “ Es macht uns kein Geschwätz nicht satt, das schafft 
kein Essen her!“- das wusste schon Bert Brecht. 
 
Im Übrigen stellt das GG den Schutz der WSK-Rechte nicht generell in Abrede, sondern 
gewährleistet einzelne wenige davon eigens, viele gelten als Teil der Freiheitsrechte oder wegen 
des  Sozialstaatsversprechens als gefordert. Werden WSK-Rechte im GG nicht als eigene Kategorie 
von Rechten aufgeführt, folgt daraus nicht, dass das GG diese nicht achtete. Nur der „Praxis“ von 
Arbeits- und Sozialrecht „brächten“ die WSK-Rechte wenig, weshalb kein Anlass bestehe, sich auf 
irgendwelche „Theorie-Debatten“ einzulassen.  
 

                                                 
1 Hennekamp, Karl, Soziale Grundrechte, Berlin/ New York, 1979; Leckie, Scott/Gallagher, Anne (Eds.), 
Economic, Social, and Cultural Rights. A Legal Resource Guide, University of Pennsylvania, 
Philadelphia,2006. 
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Wenn Deutschlands Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Rechtsprechungspraxis die WSK-Rechte 
wenig umtreibt, folgt daraus aber nicht, dass sie für die deutsche Rechtsordnung bedeutungslos 
wären. Einsichten (dt. für das gr. ‚theoria‘) in Recht erwachsen auch aus dem Fehlen von 
Gestaltungen. Verfassungen sind weit mehr als erhabene und erhebende Texte, treffen sie doch 
Grundaussagen über die sie formende Gesellschaft. Denn sie formulieren die Lebensbedingungen 
von Menschen; je umfassender diese rechtlich geregelt sind, desto gewichtiger wird der Inhalt der 
Verfassung.  
 
Wiewohl das GG seit über 70 Jahren die Verfassung der Bundesrepublik und seit über 30 Jahren 
des vereinten Deutschlands ist, enthält es keinen eigenen Katalog an WSK-Rechten. Diese sind 
indessen seit 1948 weltweit anerkannt und deshalb auch in vielen anderen Verfassungen von 
Staaten zu finden. Dies überrascht in dem Land, das die Sozialversicherung wie die betriebliche und 
wirtschaftliche Mitbestimmung begründete und damit jeweils weltweit zum Vorbild wurde und nicht 
nur seine Verfassung, sondern auch sein Arbeitsrecht und Sozialleistungssystem für modellhaft – 
wenn nicht gar für unübertroffen hält.  
 
Die ablehnende Haltung gegenüber WSK-Rechten überrascht auch, weil diese in der Weimarer 
Reichsverfassung (WRV) - und damit der Verfassung der ersten deutschen Republik als eine der 
ersten weltweit - umfassend entfaltet und beispielgebend formuliert wurden. Diese Rechte sollten 
die Republik legitimieren. Warum sagte sich das GG davon los? Das Thema rührt sichtlich an die 
deutschen Verfassungsgeschichte. Trifft diese Gattung Menschenrechte also auch im Gedächtnis 
der Republik einen wunden Punkt? 
 
Warum hat Deutschland nicht wie andere Staaten WSK-Rechte in seiner Verfassung? diese Frage 
hat trotz aller weit verbreiteten Skepsis Gewicht. Wird die Stellung des Einzelnen heute von 
Sozialgesetzgebung und -verwaltung  wegen zahlreicher individueller Rechte bestimmt, fragt sich: 
Warum ist den WSK - Rechten nicht eine menschenrechtliche Substanz zuzuerkennen? Gehen die 
einzelnen Menschenrechte auf die Überwindung konkreter Zurücksetzungen zurück, so fragt sich: 
Warum werden den Reformen zur Überwindung der einstigen Rechtlosigkeit von Arbeitern die 
Anerkennung als Menschenrechte versagt? Verkürzt solche Haltung die Menschenrechte nicht 
letztlich auf den Lebenszuschnitt bürgerlicher Schichten? 
 
Die Antwort darauf darf nicht musterschülerhaft - das eigene Land gegen andere stellend - einem 
Exzeptionalismus huldigen. Solche Haltung verfängt international nicht – nie! Die Frage: Wie hält es 
Deutschland mit den WSK-Rechten? bedarf vielmehr konkreter Antworten, weil sich dieser Staat zu 
deren Einhaltung, Wahrung und Entfaltung vielfältig völkerrechtlich verpflichtet hat. Er darf der 
aufgeworfenen Frage daher nicht ausweichen, sondern schuldet eine in der Sache überzeugende 
Antwort. Es ist daher unumgänglich, sich auf WSK-Rechte konkret einzulassen. Deren 
Geltungsanspruch ist jedenfalls eindeutig, klar und über jedem Zweifel erhaben. Angesichts dieser 
bestehenden völkerrechtlichen Lage ist das Räsonnement, ob diese Rechte ein Unding wären oder 
nicht, ganz und gar unangebracht. Angesichts ihrer weltweiten Verbindlichkeit und Gültigkeit muss 
sich ihnen jeder Staat der Welt stellen und sie erfüllen.  
 
Die Klärung dieser Frage verlangt nach der Vergewisserung der völkerrechtlichen Lage und den 
internationalen Vergleich der Verfassungen der Welt. Geschieht dies, wird Deutschlands Rolle zwar 
als eigenständige sichtbar; ob diese aber exzeptionell oder eher sonderbar ist – ist offen. Denn was 
folgt daraus, dass WSK-Rechte zwar weltweit für wichtig gehalten werden, in Deutschland dagegen 
als Unding gelten und wer trägt dann die Last der Korrektur? 
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Nachfolgend sollen die WSK-Rechte in ihrer Tragweite für das Recht der Gegenwart dargestellt 
werden. Wer sich darum bemüht, versucht, die Reich- und Tragweite internationaler normativer 
Regeln zu bestimmen. WSK-Rechte wurden im Völkerrecht gesetzt, und gelten unabhängig davon, 
ob die Ergebnisse behagen. Diese sind offenbar international gewollt, weil alle die internationale 
Staatengemeinschaft tragenden Staaten diese Normen als sich selbst verpflichtend und bindend 
angenommen haben. 
 
WSK-Rechte sind deshalb zunächst als Teil der Menschenrechte zu bestimmen. Hierfür ist die das 
System internationaler Menschenrechte heute prägende Unterscheidung zwischen den bürgerlichen 
und politischen Rechten (BP-Rechte) und den WSK-Rechten näher zu betrachten. WSK-Rechte 
gelten als „Menschenrechte der zweiten Generation“, weil sie den BP-Rechten - Menschenrechten 
der „ersten Generation“ - zeitlich nachfolgten.  
 
Der Zusammenhang zwischen beiden Gattungen von Menschenrechten besteht freilich nicht nur 
chronologisch, sondern auch systematisch: Die WSK- Rechte kompensierten die 
Menschenrechtsverletzungen, welche die BP-Rechte auslösten. Dies lässt sich an der Entstehungs- 
und Entwicklungsgeschichte der WSK- Rechte zeigen. WSK-Rechte lassen sich nicht aus der 
Naturrechtstradition ableiten, in der BP-Rechte standen. Aus WSK-Rechten folgt die Absage an 
jegliche Vorstellung, Recht wäre aus einem gedachten Naturzustand des Menschen abzuleiten. Das 
Recht ist vielmehr die Form, in der Menschen in Gesellschaften zusammenleben. Auf dieser 
Annahme aufbauend können WSK-Rechte bestimmt und die Frage erörtert werden, ob WSK-Rechte 
sinnvoll sind oder nicht.  
 
Die in Deutschland heute vorherrschenden Vorbehalte gegen soziale Menschenrechte erklären sich 
aus der deutschen Verfassungsgeschichte (II). Auch Entstehung und Zielsetzung der AEMR haben 
manches mit dieser zu (III). Vor diesem Hintergrund soll eine nähere Analyse der in der AEMR 
enthaltenen sozialen Menschenrechte vorgenommen werden (IV), um auf dieser Basis schließlich 
zu zeigen, welche Bedeutung den sozialen Menschenrechten für die Deutung von Verfassungs- (V) 
und Sozialrecht (VI) zukommt . 
 

II. Verheißungsvoller Anfang und nachträgliche „dogmatische“ Verdammnis 
 
Die Rechtswissenschaft in Deutschland hat für die WSK-Rechte wenig übrig und hält daher eine 
Beschäftigung mit Ihnen für wahrlich nicht angezeigt. Die einfachste Erklärung für diesen Befund 
scheint das Grundgesetz (GG) zu liefern, welches im Unterschied zur Weimarer Reichsverfassung 
(WRV) und vielen Landesverfassungen die Grundrechte auf Arbeit, soziale Sicherheit und soziale 
Fürsorge, Gesundheit und Bildung - von vereinzelten Ausnahmen abgesehen - nicht kennt; auch 
Erweiterungen der Grundrechte nach der Wiedervereinigung auf Grund entsprechender 
Empfehlungen der Verfassungskommission in Art. 3 II 2 GG,3 III 2 GG und beim Staatsziel 
Umweltschutz haben daran nichts wesentlich geändert.  
 
Diese Haltung steht auch im Einklang mit den Motiven der Verfassungsgeber. Das GG wollte die 
sozialen Grundrechte nicht aufnehmen. Eine Begründung dafür lautete, das GG wollte - 
ausweislich seiner Präambel von 1949 - nur "für eine Übergangszeit eine neue Ordnung" geben. 
Nicht die schwächere Stellung des Präsidenten, die stärkere Stellung des Kanzlers oder das 
konstruktive Misstrauensvotum markieren daher die deutlichsten Unterschiede zwischen GG und 
WRV, sondern dessen vollständige und prinzipielle Absage an soziale Grundrechte. Das GG 
versucht in dieser Frage also bewusst, sich von der Tradition der WRV abzusetzen. Diese 
Zurückhaltung bringt allerdings –hierzulande selten wahrgenommen - Deutschland in eine 
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Sonderstellung im vergleich zu den Verfassungen und auch den Menschenrechtsentwicklungen in 
Europa und der gesamten Welt. 
 
Als eine der ersten schuf die Weimarer Reichsverfassung (WRV) neben einer Staats- auch eine 
zukunftsweisende Sozialverfassung2 .Sie begründete Grundrechte und -pflichten, die sich nicht nur 
wie seit dem 18.Jahrhundert auf das bürgerliche und politische Leben bezogen, sondern sich auch 
auf Wirtschaft, Arbeit und sozialen Schutz erstreckten .Damit wurden die sozialen Grund- und 
Menschenrechte erstmals umfassend formuliert und anerkannt. 
 
Die NS-Zeit verdammte die Weimarer Republik als „Systemzeit“ und beseitigte die WRV. Denn der 
Nationalsozialismus verachtete die Demokratie und missbilligte den freiheitlichen Sozialstaat. Die 
NS-Zeit endete 1945 in einem menschlichen, wirtschaftlichen, politischen und ethischen 
Zusammenbruch. Daher besteht heute kein Grund, die abfälligen NS- Beurteilungen über die 
angeblichen Schwächen der Weimarer Republik und der WRV fortzuführen. Über 100 Jahre nach 
Verabschiedung der WRV ist es vielmehr endlich an der Zeit, den durch die WRV erreichten 
Fortschritt zu erkennen und anzuerkennen. Dieser äußert sich in vielem, vor allem aber in den 
sozialen Grund- und Menschenrechten. Sie sollen daher im Folgenden eingehender vorgestellt 
werden. 
 
Art. 151 WRV3 bestimmte, dass die Menschenwürde aller auch und gerade im Wirtschaftsleben zu 
sichern sei. Das Ziel waren humane Arbeits- und Lebensbedingungen für alle Menschen und die 
umfassende Teilhabe der Arbeiterschaft am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben.  
 
In Art. 162 WRV4 bekundete das Reich, für ein weltweites Mindestmaß an sozialen Schutzrechten 
einzutreten. Die Bestimmung steht im Zusammenhang mit der durch die Pariser Vorortverträge5 
begründeten Internationalen Arbeitsorganisation (IAO). Sie sollte im Interesse des Weltfriedens 
den internationalen Handel an die Einhaltung weltweit einheitlicher arbeits- und sozialrechtlicher 
Schutzregeln binden. Der Weltfriede stellt sich danach nur ein, wenn soziale Gerechtigkeit in der 
ganzen Welt - und nicht etwa nur auf den Nationalstaat beschränkt - herrscht.  
 
Art. 163 WRV6 begründete ein Recht auf und die Pflicht zur Arbeit. Jeder Mensch sollte 
entsprechend den eigenen Fähigkeiten an der wirtschaftlichen Wertschöpfung mitzuwirken. Die 
Arbeitsvermittlung sollte Arbeitsstellen nachweisen, die Arbeitslosensicherung die Existenz bei 
fehlender Arbeit sichern und die Arbeitsuchenden waren zur Arbeit verpflichtet und nur, falls dies 
ausgeschlossen ist, sollten sie Sozialleistungen beziehen7. 
 

                                                 
2 Christoph Gusy, 100 Jahre Weimarer Reichsverfassung. Eine gute Verfassung in schlechter Zeit, Tübingen,2018, S.1 
3 “Die Ordnung des Wirtschaftslebens muss den Grundsätzen der Gerechtigkeit mit dem Ziel der Gewährleistung eines 
menschenwürdigen Daseins für alle entsprechen. In diesen Grenzen ist die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen zu 
sichern“.  
4 “Das Reich tritt für eine zwischenstaatliche Regelung der Rechtsverhältnisse der Arbeiter ein, die für die gesamte 
arbeitende Klasse der Menschheit ein allgemeines Mindestmaß der sozialen Rechte erstrebt“. 
5 Teil XIII des Vertrages von Versailles vom 25.Juni 1919; Teil XIII des Vertrages von St. Germain vom10.September 
1919, Teil XII des Vertrages von Neuilly vom 27.November 1919 und Teil XIII des Vertrages von Trianon vom 4.Juni 1920. 
6. Christoph Gusy, Die Weimarer Reichsverfassung, Tübingen,1997, S. 353; Ernst Rudolf Huber, Deutsche 
Verfassungsgeschichte seit 1789, Band 6. Die Weimarer Reichsverfassung, Stuttgart 1981, S.1086ff. 
7 “Jeder Deutsche hat unbeschadet seiner persönlichen Freiheit die sittliche Pflicht, seine geistigen und körperlichen Kräfte 
zu betätigen, wie es das Wohl der Gesamtheit fordert. Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch 
wirtschaftliche Arbeit seinen Unterhalt zu verdienen. Soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheiten nicht nachgewiesen 
werden kann, wird für seinen notwendigen Unterhalt gesorgt“. 
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Art. 157 WRV8 verhieß ein einheitliches Arbeitsrecht. Das angestrebte Arbeitsgesetzbuch 
misslang, aber die 1926 errichtete Arbeitsgerichtsbarkeit außerhalb der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit ist Ausdruck des Anspruchs auf Eigenständigkeit des Arbeitsrechts.9 Art. 159 WRV 
gewährleistete die Koalitionsfreiheit und schuf das verfassungsrechtliche Fundament für das durch 
die TVVO 1918 geschaffene Tarifvertragssystem mit Tarifbindung10.  
 
Art 165 WRV 11 begründete die Betriebsverfassung und das seit 1922 für Kapitalgesellschaften 
bestehende Recht auf wirtschaftliche Mitbestimmung durch Arbeitnehmervertreter. Ferner wurde 
im Reichswirtschaftsrat die überbetriebliche Mitbestimmung begründet. Seither herrscht in 
Deutschland die Sozialpartnerschaft in der Wirtschaft12. 
 
Art. 161 WRV gewährleistete die Sozialversicherung13 und fundierte erstmals das Recht auf 
Sozialversicherung im Verfassungsrecht. Mit „Wechselfällen des Lebens“ wurde bildhaft 
umschrieben, was heute soziale Risiken heißt. Dabei ging es um weit mehr als die Bewahrung des 
Überkommenen14 , nämlich um deren Fortentwicklung, was durch die Arbeitslosenversicherung 
(1926), Unfallversicherungsschutz bei Wegeunfällen, Berufskrankheiten sowie 
Lebensrettungshandlungen (1925) trotz schwerer wirtschaftlicher Widrigkeiten gelang. Die 
Mitbestimmungsrechte im Wirtschafts- und Arbeitsleben und die Selbstverwaltung in der 
Sozialversicherung kennzeichnen die in der Weimarer Republik entstandene soziale Demokratie. 
 
Auch unmittelbar nach dem 2. Weltkrieg wurde bei der Verfassungsgebung der 
wiederbegründeten Länder WSK-Rechte fortgesetzt. Die Absage an soziale Menschenrechte ist 
auf das GG beschränkt, wogegen namentlich die Länder, welche sich vor dem GG eine 
Verfassung gaben (Bayern, Bremen, Berlin, Hessen, Rheinland-Pfalz und das Saarland) durchaus 
die WSK-Rechte aus der WRV fortführten.  
 
Nach Art. 151 BayVerf dient die gesamte wirtschaftliche Tätigkeit „dem Gemeinwohl, insbesondere 
der Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins für alle und der allmählichen Erhöhung der 
Lebenshaltung aller Volksschichten“. In Art 158 BayVerf heißt es: “Eigentum verpflichtet 
gegenüber der Gesamtheit. Offenbarer Mißbrauch des Eigentums- oder Besitzrechts genießt 
keinen Rechtsschutz“. Nach Art. 166 BayVerf ist die Arbeit „Quelle des Volkswohlstandes und 
steht unter dem besonderen Schutz des Staates. Jedermann hat das Recht, sich durch Arbeit eine 
auskömmliche Existenz zu schaffen“. Art.167 BayVerf bestimmt: “Die menschliche Arbeitskraft ist 
als wertvollstes wirtschaftliches Gut eines Volkes gegen Ausbeutung, Betriebsgefahren und 
sonstige gesundheitliche Schädigungen geschützt“. Art. 168 BayVerf lautet: “Jede ehrliche Arbeit 
hat den gleichen sittlichen Wert und Anspruch auf angemessenes Entgelt“. “Für jeden Berufszweig 
können Mindestlöhne festgesetzt werden (Art. 169 BayVerf). Und schließlich formuliert Art 171 
BayVerf,.“Jedermann hat Anspruch auf Sicherung gegen die Wechselfälle des Lebens durch eine 
ausreichende Sozialversicherung im Rahmen der Gesetze“. Mögen die sozialen Menschenrechte 
auch im GG nur vereinzelt zu finden sein, sie sind jedenfalls dem deutschen Verfassungsrecht 

                                                 
8 „Das Arbeitsrecht steht unter dem besonderen Schutz des Reiches. Das Reich schafft eineinheitliches Arbeitsrecht“. 
9 Huber, Anm. 6, S.1096. 
10 Gusy, Anm. 6, S. 255. 
11 „Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den Unternehmern an der 
Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie an der gesamten wirtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräfte 
teilzunehmen“. 
12 Gusy, Anm.6, S. 256ff. 
13 “Zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, zum Schutz der Mutterschaft und zur Vorsorge gegen die 
wirtschaftlichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechselfällen des Lebens schafft das Reich ein umfassendes 
Versicherungswesen unter maßgebender Mitwirkung der Versicherten » 
14 Huber, Anm. 6, S.116ff. 
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nicht fremd. Sowohl die WRV als auch die BayVerf (und die anderen Verfassungen aus dieser 
Epoche) kennen sie und widmen ihnen zentrale Bestimmungen.  
 
Erst das GG löste sich von dieser jungen Tradition der WSK-Rechte, wogegen die fast zeitgleich 
proklamierte AEMR sie fortführte, vertiefte und universalisierte. 
 
 

III. AEMR Antwort auf die NS – Barbarei 
 
Zur genaueren Analyse der AEMR besteht aller Anlass: Die Gründung der UN vollzog sich ohne 
deutsche Beteiligung. Das lag nahe, denn Deutschland war 1945 nicht nur besiegt und von den 
Alliierten besetzt, sondern gab nach der Katastrophe des 2. Weltkrieges und vor allem auch als 
Kriegsverursacher den entscheidenden Anstoß zur Neuausrichtung der Welt. Gerade die AEMR 
leistete dazu einen elementar wichtigen Beitrag. Die 1973 begründete Mitgliedschaft beider 
deutscher Staaten änderte an der Distanz Deutschlands gegenüber der UN wenig. Allerdings 
beteiligt sich das wiedervereinigte Deutschland mit steigender Tendenz an den Ausgaben der UN. 
Vielleicht erwächst daraus auch auf mittlere Sicht an stärkeres Interesse an ihr. Sie steht jedenfalls 
symptomatisch und exemplarisch für den Multilateralismus als Grundprinzip der internationalen 
Weltordnung und damit zugleich gegen Isolationismus und Suprematie durch ein nach eigener 
„Größe“ verlangendes Land. 
 
Die im 18. Jahrhundert als staatliche Garantien entstandenen Menschenrechte sind heute 
internationalen Gewährleistungen. Dazu kam es mit der Entstehung wie den Zielen der UN. Die 
am 10. Dezember 1948 im Palais Chaillot in Paris proklamierte AEMR15ging aus der Erfahrung von 
Krieg, Zerstörung und Völkermord durch und im Zweiten Weltkrieg hervor.  
 
Sie gaben die Antwort auf massive und offenkundige   Menschenrechtsverletzungen und die 
während der Zwischenkriegszeit erfahrene Ohnmacht internationaler Organisationen gegenüber 
den die Menschenrechte miss- und verachtenden Diktaturen. Diese sahen in Bemühungen um 
Menschenrechte stets nichts als „Humanitätsduselei“16 .Heute ist das geläufige Wort übrigens 
„Gutmensch“: Es macht Menschenfreundlichkeit verächtlich. Dagegen sollten wir Menschen nach 
Johann Wolfgang Goethe danach streben: Edel sei der Mensch hilfreich und gut! 
 
1933 befasste der aus Gleiwitz nach Prag geflohener deutsche Staatsbürger jüdischer Herkunft 
Franz Bernheim den Völkerbund mit der seit der NS- „Machtergreifung" in Deutschland 
einsetzenden Judenverfolgung. Er rügte die Zurücksetzung jüdischer Deutscher als Verletzung der 
in einem vom Völkerbund angebahnten und zu schützenden Abkommen vom 15. Mai 1922 über 
Oberschlesien, das den jüdischen Minderheiten die Gleichbehandlung in der deutschen 
Zivilgesellschaft sicherte17.  
 
Die NS- Führung verwahrte sich gegen solche als unstatthaft erachtete Einmischung in vorgeblich 
„innere" Angelegenheiten; gleichzeitig versuchte die deutsche auswärtige Politik durch 
Verzögerung eine völkerrechtliche Untersuchung der Judenverfolgung in und durch Deutschland 
auf internationaler Ebene zu verhindern. Der Völkerbund bestand darauf, auch im Innern der 

                                                 
15 Antoine Prost/Jay Winter, René Cassin et les droits de l’homme : le projet d’une génération, Paris 2011, p. 269. 
16 Christian Helfer, Humanitätsduselei – zur Geschichte eines Schlagworts, Zeitschrift für Religions- und Geistesgeschichte 
1964 (16), S. 179-182. 
17 Kurt Ball-Kaderni, Das Leben der Juden in Deutschland im Jahre 1933. Ein Zeitbericht, Frankfurt/Main 1963, S.185  
199; Philipp Graf, Die Bernheim- Petition. Jüdische Politik in der Zwischenkriegszeit, Göttingen 2008, S.129 ff. 
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Staaten die Menschenrechte zu prüfen und zu sichern18. Am 16. Oktober 1933 erklärte 
Deutschland seinen Austritt aus dem Völkerbund, weshalb die Untersuchung nicht zu Ende kam. 
Diese Haltung war Ausdruck der Fehlvorstellung, dass jeder Nationalstaat die Menschenrechte in 
eigener Machtvollkommenheit definieren, ausgestalten und zuteilen dürfte. 
 
Nach dieser leidvollen Erfahrung unternahmen die UN den Versuch, die Nachkriegsordnung der 
Welt auf die Rechte des Menschen zu gründen und alle Menschen daran teilhaben zu lassen US-
Präsident Franklin D. Roosevelt identifizierte vier Grundfreiheiten19:Sie standen als Freiheiten von 
Furcht und von Not im Mittelpunkt aller Gewährleistungen von Menschenrechten20. Deshalb fordert 
Art. 53 der UN -Charta die Hebung der Lebenshaltung, Vollbeschäftigung und sozialen wie 
wirtschaftlichen Fortschritt in internationaler und durch internationale Kooperation – also 
Freihandel! In Art. 68 der UN - Charta wurde ein eigener Wirtschafts- und Sozialausschuss 
errichtet, der den internationalen Handel und der Währungspolitik und schließlich der Schutz der 
Menschenrechte ausweiten soll. 
 
In diesem Zusammenhang steht die AEMR. Nach Eleanor Roosevelt – Witwe des US-Präsidenten 
und eine ihrer drei Autoren21– sollte sie als „international bill of rights“22 verstanden werden. Die 
international gültigen Menschenrechte sind Prinzipien, an denen sich künftige Weltpolitik 
ausrichten und damit allen Völkern und Nationen einen gemeinsamen Standard der 
Menschenrechte setzt. Menschenrecht bedeutet zu allererst das Recht, Rechte zu haben und 
damit als eigenständige Person und nicht als Mittel zu anderen Zwecken betrachtet zu werden23. In 
solcher Garantie gelangt im Kern zum Ausdruck, dass die Würde jedes Menschen anzuerkennen 
ist, jedem Menschen alle Menschenrechte zukommen müssen 24 und deren Einhaltung schließlich 
jeder Staat garantieren muss. 
 

IV. Soziale Menschenrechte als Kernbestandteile der AEMR 
 
1. Recht auf soziale Sicherheit 
 

Art. 22 AEMR verheißt jedem Menschen als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale 
Sicherheit und bekräftigt einen Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und 
internationale Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der Organisation und der Mittel jedes 
Staates in den Genuss der WSK-Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie 
Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind. 
 
Das Recht auf soziale Sicherheit umfasst nicht einzelne Leistungsrechte bei Eintritt sozialer 
Risiken, sondern den Inbegriff der anerkannten wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. 
Im Rahmen der Garantie von Leben Freiheit und Sicherheit (Art. 3 AEMR) verwirklicht das Recht 
auf soziale Sicherheit dieses Versprechen durch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. 
 

                                                 
18 Graf, Anm. 16, S. 220 f. 
19 Franklin D. Roosevelt, The Annual message to the Congress, in: Samuel Rosenman, The Public Papers and Addresses 
of Franklin D. Roosevelt, vol. VI (War and Aid to Democracy), p. 663 et sequ. 
20 Art. 6 der 1941 die Kriegsziele der westlichen Alliierten formulierenden Atlantik Charta streben alsZiel für die 
Nachkriegszeit an, dass „alle Menschen in allen Ländern ein Leben führen können in Freiheit von Furcht und Not“. 
21 Die anderen sind Charles Malik (Libanon) und René Cassin (Frankreich). 
22 Mary Ann Glendon, A World Made New. Eleanor Roosevelt and the Universal Declaration of Human Rights, New York 
2000, p. XV. 
23 Charles R. Beitz, The Idea of Human Rights, Oxford 2009, p.1. 
24 Hannah Arendt, The Origins of Totalitarianism, 1960. 
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Dieses Recht erwächst aus der Zugehörigkeit des Einzelnen zur Gesellschaft und nicht zum Staat. 
Soziale Sicherheit bezweckt also nicht nationale, sondern gesellschaftliche Integration. Ihre 
Grenzen verlaufen nicht zwischen Staatsangehörigen und Fremden, sondern zwischen 
Inlandsbewohnerinnen und Inlandsbeschäftigten und denen, die in anderen Gesellschaften 
wohnen und arbeiten. Die Beschränkung sozialer Rechte auf die eigenen Staatsangehörigen ist 
überwunden. Soziale Grundrechte begründen heute nicht Bürger-, sondern Menschenrechte. Der 
Band enthält eine Fülle von Informationen, erschließt einen häufig noch nicht hinreichend 
wahrgenommenen Teil der EU und veranschaulicht eindrucksvoll die soziale Ausrichtung aller 
seiner Mitgliedstaaten. Soziale Menschenrechte prägen heute das Völker-, Europa- und 
Verfassungsrecht und umschreiben eindrucksvoll die Grundlagen einer freiheitlichen und sozial 
verpflichteten Rechtsordnung. 
 
Die Verwirklichung dieses Rechts verlangt nach innerstaatlichen und internationalen Maßnahmen. 
Der Staat ist Organisator und Mittelbeschaffer sozialer Sicherheit. Soziale Sicherheit ist für die 
Sicherung der Würde und Persönlichkeitsentfaltung unabdingbar. Darin liegt keine Eigenheit der 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte, sondern diese Ausrichtung kennzeichnet alle 
Menschenrechte. In der aktuellen sozialphilosophischen Diskussion werden diese Ziele als 
„enabling“ und „empowerment“ umschrieben. Sie enthüllen den nach dem 2.Weltkrieg gereiften 
Konsens unter den Staaten, dass die freiheitliche und demokratische Ordnung auf eine 
Sozialpolitik angewiesen ist, die den Einzelnen soziale Rechte einräumt .Sie sind nicht als  
einseitige Gewährungen von oben misszuverstehen, sondern als Menschenrechte in der Person 
unmittelbar angelegt.    
 

2. Recht auf Arbeit, Erholung und Freizeit 
 
Art. 23 AEMR lautet:(1) Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und 
befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit. (2) Jeder, ohne 
Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit. (3) Jeder, der arbeitet, hat das 
Recht auf gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine der 
menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls ergänzt durch andere 
soziale Schutzmaßnahmen.(4) Jeder hat das Recht, zum Schutze seiner Interessen 
Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten. 

Art.24 AEMR formuliert: “Jeder hat das Recht auf Erholung und Freizeit und insbesondere auf eine 
vernünftige Begrenzung der Arbeitszeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub „. 

 
Menschliche Arbeit findet in der AEMR eine weite, breite und facettenreiche Antwort. Das in Art 23 
AEMR enthaltene Recht auf Arbeit ist eng mit dem Recht auf freie Berufswahl verbunden. Arbeit 
wird damit als Teil der rechtlich geschützten Person verstanden und in seiner Entfaltung geschützt.  
Es ist daher auf eine Wirtschaftsordnung ausgerichtet, in der die Berufe frei sich bilden. Der 
Schutz vor Arbeitslosigkeit ist Teil dieser Garantie. Sie zeigt, dass nicht die Staatswirtschaft 
Voraussetzung solcher Gewährleistung ist, sondern deren Abwesenheit dieses Recht sinnvoll und 
nötig macht.  
 
Das Recht auf Arbeit umschließt Rechte auf Schutz in und während der Arbeit. Es vermittelt einen 
umfassenden Anspruch auf befriedigende Arbeitsbedingungen. Die Entlohnung wird unter ein 
umfassendes Gebot der Gleichbehandlung.  
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Deren Höhe hat sich an den Lebensbedürfnissen der Lohnbezieher und nicht nach den 
Marktverhältnissen auszurichten. Auch die Pflicht zu Löhnen welche die Familienexistenz sichern 
verdeutlicht, dass die Entlohnung nicht den Regeln des Marktverkehrs, sondern eigenen 
kollektivrechtlichen Normsetzungen unterworfen sein soll. Die Gewerkschaftsfreiheit, als das Recht 
auf die Bildung und den Beitritt zu einer Gewerkschaft ermöglicht dieses System. Arbeit soll Muße 
ermöglichen- daher ist die Arbeitszeit zu begrenzen und entlohnte Freiheit von Arbeit zu sichern. 
 
 

3. Recht auf Wohlfahrt 
 
Art. 25 AEMR gibt ein Recht auf Wohlfahrt. Es ist so umschrieben: 
„(1) Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und 
Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und 
notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, 
Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner 
Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände. 

(2) Mutter und Kind haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle Kinder, 
eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz“. 

Das Recht auf Wohlfahrt umschließt die Rechte auf Fürsorge und sozialen Schutz bei den 
anerkannten sozialen Risiken. Als Recht auf Fürsorge ist nicht auf ein Minimum beschränkt und zu 
beschränken, sondern sichert umfassend die soziokulturelle Teilhabe - mithin einen 
menschengemäßen und – würdigen Schutz im Hinblick auf die Gesundheitsversorgung – welche 
auch für Arme und Hilfeempfänger ohne Abstrich vorgenommen werden muss- und auch im 
Hinblick auf Nahrung ,Kleidung und Wohnung auskömmliche und würdige Lebensbedingungen zu 
gewährleisten hat. Das Recht auf soziale Sicherheit ist als Recht auf Sicherheit (Art. 3 AEMR) 
umschrieben und ergänzt damit die Rechte auf Leben und Persönlichkeitsentfaltung und füllt das 
Recht auf Sicherheit institutionell aus.  
 
Als Sicherungsaufgabe gilt der Schutz bei sozialen Not– und Gefahrlagen – namentlich 
Arbeitslosigkeit, Krankheit, Erwerbsunfähigkeit, Hinterbliebenenstellung, Alter und vergleichbare 
Lagen eines unverschuldeten Verlusts an eigener Subsistenzerhaltungsfähigkeit. 
 
 Mutter- und Kindesschutz bilden eine Einheit und gehören zusammen und werden als 
Lebenslagen verstanden, in denen besonderer sozialer Schutz angezeigt sind. Dabei sind Kinder 
unabhängig von der Ehelichkeit oder Nichtehelichkeit ihrer Geburt gleich zu behandeln. 
 

4. Recht auf Bildung und Teilhabe am kulturellen Leben 
 

Art.26 AEMR umschreibt das Recht auf Bildung:“ (1) Jeder hat das Recht auf Bildung. Die Bildung 
ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht und die grundlegende Bildung. Der 
Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen allgemein 
verfügbar gemacht werden, und der Hochschulunterricht muß allen gleichermaßen entsprechend 
ihren Fähigkeiten offenstehen. (2) Die Bildung muß auf die volle Entfaltung der menschlichen 
Persönlichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten 
gerichtet sein. Sie muß zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und 
allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für 
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die Wahrung des Friedens förderlich sein.(3) Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der 
Bildung zu wählen, die ihren Kindern zuteil werden soll.“ 

Es wird durch Art. 27 AEMR ergänzt. Die Bestimmung lautet:“(1) Jeder hat das Recht, am 
kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den Künsten zu erfreuen und am 
wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben.(2) Jeder hat das Recht 
auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von Werken der 
Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.“ 

 
Das Recht auf Bildung wird breit und differenziert gezeichnet. Es stellt im Kern ein 
pflichtengebundenes Recht dar, weil Bildung aktive Mitwirkung fordert. Es zielt nicht nur auf 
Berufsqualifikation und damit der Sicherung des Rechts auf Arbeit, wie Persönlichkeitsentfaltung 
sowie der Vermittlung von elementarer politischer Bildung. Letzteres ist unentgeltlich für alle 
Menschen zu sichern. Bildung steht im Dienst der Vermittlung on Haltungen im Einklang mit den 
Zielen der UN – Frieden und Menschenrechte. Darin liegt keine Indoktrination, sondern ein 
elementarer Beitrag zur Zivilisierung und Kultivierung, der seinen Grund in den Menschenrechten 
findet. Der Schutz der kulturellen Rechte macht den Zugang zu Kunst und Wissenschaft zum 
Menschenrecht und den wirtschaftlichen Schutz der Urheber zum Gebot menschenrechtlicher 
Garantien. 
 

5. Rechte auf menschenrechtsgemäße Sozial- und Weltordnung 
 
Art. 28 AEMR bestimmt: “Jeder hat Anspruch auf eine soziale und internationale Ordnung, in der 
die in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten voll verwirklicht werden können“. 
Menschenrechte haben danach die soziale und internationale Ordnung. Menschenrechte entfalten 
damit Drittwirkung. Sie sind nicht wie die Menschenrechte im Kontext nationaler 
Verfassungsgebung – jedenfalls ihrer ursprünglichen Intention nach – auf die Regelung des Staat-
Bürger- Verhältnisses beschränkt. Vielmehr findet dieses seine Erklärung in den 
Menschenrechten. Sie leiten Gesellschaft, Staat und internationale Ordnung umfassend als 
Menschenrechtsordnung auf der Grundlage der AEMR.  
 
Art. 29 AEMR lautet: “ (1) Jeder hat Pflichten gegenüber der Gemeinschaft, in der allein die freie 
und volle Entwicklung seiner Persönlichkeit möglich ist. 
(2) Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen 
unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung 
der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der 
öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu 
genügen.(3) Diese Rechte und Freiheiten dürfen in keinem Fall im Widerspruch zu den Zielen und 
Grundsätzen der Vereinten Nationen ausgeübt werden“. 

Art. 30 AEMR schließt und rundet die AEMR ab. Die Bestimmung lautet:„Keine Bestimmung dieser 
Erklärung darf dahin ausgelegt werden, daß sie für einen Staat, eine Gruppe oder eine Person 
irgendein Recht begründet, eine Tätigkeit auszuüben oder eine Handlung vorzunehmen, welche 
die Beseitigung der in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten zum Ziel hat“. Die 
abschließenden Bestimmungen verdeutlichen, dass die Menschenrechte nicht uferlos und 
schrankenlos gelten, sondern ihre Grenze in den Menschenrechten der anderen finden. Nur auf 
dem Boden der Drittwirkung ist diese Regel denkbar. Wer Rechte hat, hat auch Pflichten. 
Menschenrechte dürfen nicht subjektivistisch als vorstaatliche Freiheit missverstanden werden. 
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Rechte sind durch Rechte anderer und Allgemeinheit begrenzt; keine Freiheit kommt in Betracht 
für die Verächter der Menschenrechte und des Weltfriedens (Art.30).  

Die AEMR ist also nicht naiv und auch nicht unpolitisch. Die AEMR ist erfüllt und durchdrungen 
vom elementaren Verlangen, die Freiheiten aller Menschen weltweit und ohne Ansehen der 
Person zu schützen. Menschenwürde ist die Basis aller Menschenrechte, die fortan alle sozialen 
Ordnungen und auch die Welt prägen mögen. Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Menschenrechte erfüllen eine zentrale Aufgabe für die Sicherung von Würde und 
Persönlichkeitsentfaltung. Nur wenn sie umfassend gewährleistet sind, herrscht Freiheit und 
Sicherheit (Art. 3 AEMR); welche die soziale Sicherheit umschließt. Dieser Erklärung fehlt jedes 
Enge und Kleinliche, Spitzfindige, Hinter- und Tiefsinnige. Sie ist ein großer und noch heute 
aktueller Wurf, der nicht deshalb klein wird, weil es schwer ist, ihn weltweit zu realisieren. 

V. Folgerungen aus den WSK-Rechten für das GG 
 
1. WSK-Rechte im internationalen und europäischen Recht und das deutsche Recht 
 

Die sozialen Grundrechte werden durchgängig als verfassungsrechtliche Gewährleistungen 
verstanden. Sie sind auf staatliche Ausgestaltung und Verwirklichung angelegt und angewiesen. 
Im Mittelpunkt stehen die Rechte auf und in der Arbeit, Gesundheit, Bildung, soziale Sicherheit und 
Fürsorge. Nirgendwo werden diese Rechte als auf die unmittelbare Verwirklichung der als von 
ihnen garantierten Zustände missverstanden, sondern vielmehr als Aufträge gedeutet, die der 
Staat durch Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung zu verwirklichen hat.  
 
Die in den Staaten enthaltenen sozialen Verfassungsgarantien sind unterschiedlich tief und breit 
und verschieden akzentuiert , stimmen jedoch darin überein, die soziale Ausrichtung staatlichen 
Handelns nicht nur allgemein – abstrakt und inhaltslos - zu konstatieren, sondern sie auch in 
einzelnen sozialen Rechte zu konkretisieren und zu präzisieren. Insoweit entspricht das in Völker- 
und EU-Recht angelegte System anerkannter sozialer Rechte den Verfassungen aller 
untersuchten Staaten! 
Soziale Grundrechte sind auf die Gesetzgebung und der Begründung eigener Behörden und 
Verwaltungszweige angelegt und angewiesen. Neben den auf Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
und die öffentlich-rechtliche Er- und Einrichtung von Solidargemeinschaften werden auch die 
Formen sozialer Selbstorganisation und Selbstverwaltung und damit die Tarifautonomie und die 
Mitwirkung der Beschäftigten und Arbeitgeber im Rahmen der Sozialversicherung beschrieben. 
 
Ihre verfassungsrechtliche Bedeutung liegt in der für ihre umfassende Beachtung grundlegende 
Verbindlichkeit dieser Gewährleistungen für Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung. 
Diese Wirkung erklärt sich daraus, dass sich die Staaten als Träger und Adressaten des 
Völkerrechts verpflichtet sehen und in den verfassungsrechtlichen Garantien ihren international 
übernommenen Zusagen in der eigenen Rechtsordnung nachkommen. Im Kontext der 
Menschenrechte erfüllen die sozialen Grundrechte zwar eine eigene Funktion; nirgendwo werden 
sie aber für verzichtbar erachtet! Soziale Grundrechte garantieren Freiheit und Gleichheit; sie 
gewähren Rechte stets nur in Verbindung mit Pflichten.  
 
Insoweit beschreitet Deutschland mit seiner Absage an WSK-Rechte international betrachtet 
allerdings einen Sonderweg.Die seit 1945 international proklamierten Menschenrechte kennen 
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neben den BP-Rechten auch die WSK-Rechte. Die allermeisten Verfassungen der Welt folgen 
diesem Ansatz - nur die deutsche Verfassung eben nicht!  
 
Der Verzicht des GG auf WSK-Rechte ist angesichts der unterschiedlichen Zugänge zur 
Normierung sozialpolitischer Aufgaben auf der Ebene der Verfassungen international nicht 
singulär. Es findet zwar hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Nichtachtung des Sozialen in den 
Verfassungen der nordischen und angelsächsischen Staaten eine Steigerung, insoweit diese 
Staaten in ihren Verfassungen der Sozialpolitik keinerlei Bedeutung zumessen und dies, obgleich 
sie eine hohe Verfassungskultur oder einen beeindruckenden Sozialstaat aufweisen und mitunter 
sogar beides.  
 
Das GG unterscheidet sich von allen Ansätzen von WSK-Rechten darin, dass es das 
Sozialstaatsprinzip als Leitmaxime des staatlichen Handelns hervorhebt, und damit unterstreicht, 
dass die Sozialpolitik unter dem GG eine wichtige, um nicht zu sagen: überragende Bedeutung hat 
und haben soll. Der Regelungsgehalt des Sozialstaatsprinzips liegt vor allem darin, die 
Sozialpolitik als eine staatliche Grundfunktion zu kennzeichnen und damit den Staat und seine 
Aufgaben näher zu umschreiben. In diesem Sinne hat die Aussage, die Bundesrepublik 
Deutschland sei ein „sozialer Rechtsstaat“ festzuhalten, dass staatliches Handeln die Gesellschaft 
mit dem Ziel der sozialen Integration umfassend gestaltet und dies in den Formen des 
Rechtsstaates zu geschehen hat. Im Einklang mit dieser Sicht steht die Ansicht25, Sozialpolitik sei 
nötig, um Gefährdungen des sozialen Friedens zu unterbinden und den Bestand des Staates zu 
sichern. 
 
Das Sozialstaatsprinzip kennzeichnet freilich den Staat; es umschreibt hingegen keine 
Menschenrechte. Das GG geht mit seinem Verzicht auf WSK-Rechte mithin am internationalen 
Diskurs über MR vorbei. In Deutschland weiß die juristische Fachöffentlichkeit deshalb wenig von 
den und so gut wie gar nichts um die WSK-Rechte. Der Sozialpolitik fehlt damit das in den 
Menschenrechten angesiedelte Fundament.  
 
Das BVerfG26 versuchte diesem Defizit in seiner Rechtsprechung zu begegnen, insoweit es aus 
der Garantie der Menschenwürde (Art. 1 I GG) in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip (Art. 
20,28 GG) ein subjektives Recht auf das soziokulturelle Existenzminimum ableitete; von dem es 
seit einem Jahrzehnt in seiner Rechtsprechung nun ausgeht. Nimmt man hinzu, dass die Rechte 
aus der Sozialversicherung von Art. 14 GG27 und die Koalitionsfreiheit (Art.9 III GG) ausdrücklich 
und mit Drittwirkung anerkannt ist, kann jedenfalls das GG nicht als sozialpolitisch indifferent 
erachtet werden28. Anerkennt es die elementaren, international als WSK-Rechte ausgeformten 
Rechte auch als Menschenrechte, so fragt sich, wieso dies nicht aus dem Text des GG mit 
hinreichender Klarheit und Eindeutigkeit hervorgeht. Die womöglich im Text des GG angelegten 
Tendenz, den sozialen Rechten jede Menschenrechtsqualität abzusprechen, findet in der 
Rechtsprechung keine Anerkennung. 
 

                                                 
25 Althammer/Lampert, Lehrbuch der Sozialpolitik (2014),315f. 
26 BVerfGE 125,175;132,134;142,353,152,68 die Rechtsprechung hat aber eine schon ältere Tradition, vgl. 
Eichenhofer, Eberhard, Sozialrechtlicher Gehalt der Menschenwürde, in Gröschner, Rolf/Lembcke, Oliver 
(Hg.), Das Dogma der Unantastbarkeit. Eine Auseinandersetzung mit dem Absolutheitsanspruch der Würde, 
Mohr Siebeck, Tübingen 2009, 215-234; 

27 BVerfGE 53,257. 
28 Eichenhofer, Eberhard, Sozialrecht, Tübingen 2019(11. Aufl.) Rn. 124 ff. 
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Damit brach das BVerfG mit dem Anliegen, im GG, sozialrechtliche Ansprüche nicht als 
Menschenrechte anzuerkennen. Angesichts der verfestigten Rechtsprechung des BVerfG zu 
einem Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzminimum, ist dem GG damit durch die 
Rechtsprechung des BVerfG eine Deutung gegeben worden, nach der jedenfalls ein Recht auf 
Sozialhilfe als Menschenrecht anerkannt ist.  
 
Die vom BVerfG gefundene Ableitung ist freilich nicht nur historisch angreifbar, weil das GG 
soziale Menschenrechte ja prinzipiell nicht aufnehmen sollte. Mit dieser Grundaussage bricht diese 
Rechtsprechung. Sie überzeugt aber auch insoweit nicht, als sie die Menschenwürdegarantie (Art. 
1 I GG) als Grundrecht ansieht. Diese Auslegung wird aber dem Wortlaut von Art.1 GG nicht 
gerecht. Denn Art. 1 I GG bekundet – im Einklang mit Art. 1 AEMR – dass alle Menschen die 
gleiche Würde haben. Art. 1 III GG erkennt den in ihrer Würde zu schützenden Menschen deshalb 
die „nachfolgenden“ Grundrechte zu, welche deshalb umfassend Gesetzgebung, Verwaltung und 
rechtssprechende Gewalt binden.  
 
Daraus folgt: die Menschenwürdegarantie ist kein Grundrecht, sondern in ihr liegt der Grund der 
Grundrechte. Diese Auslegung steht auch im Einklang mit Art. 1 AEMR , wonach alle Menschen 
gleich an Würde und Rechten sind: Daraus folgt , dass die Würde selbst kein Menschen- und 
Grundrecht ist, sondern zu ihrem Schutz die Menschen- und Grundrechte bestehen und 
anerkannt, geschützt und verwirklicht werden müssen. 
In der nach der Wiedervereinigung einberufenen Verfassungskommission wurde zwar der Vorschlag 
zur Aufnahme sozialer Staatsziele in das GG erörtert 29 ; dabei spielte aber weder die 
menschenrechtliche Dimension, noch gar die internationalrechtliche Seite irgendeine Rolle. Der 
Vorschlag wurde auch mehrheitlich verworfen. 

 
2. Der unterschätzte und verkannte Art. 1 II GG 

 
Die Grundrechte im Einklang mit den internationalen Normen auszulegen - wie dies im Hinblick auf 
das Verhältnis von Menschenwürde und Menschenrechte und die Rechtsprechung des BVerfG 
soeben geschehen ist -, ist die unmittelbare methodische Folgerung aus der in Art. 1 II GG 
enthaltenen Forderung . Aus dieser, in ihrer Tragweite noch nicht annähernd  erkannten 
Bestimmung des GG wird das - von einschlägigen Erläuterungswerken30 und der Rechtsprechung 
des BVerfG31 regelmäßig nicht wahrgenommene – Verhältnis von internationalen 
Menschenrechten und den als Grundrechte bezeichneten Gewährleistungen der Menschenrechte 
des GG behandelt.  
 
Wegen der Unantastbarkeit der Menschenwürde (Art. 1 I GG) folgert Art. 1 II GG: „Darum bekennt 
sich das deutsche Volk zu den unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt“.  
 
Darin liegt nicht eine Bezugnahme auf den Diskurs über die Menschenrechte in Philosophie, 
Theologie oder den aus dem 18.Jahrhundert rührenden Traditionsbestand des Naturrechts32 .Die 

                                                 
29 BT-Drucksache 12/6006,75ff. 
30 Starck in von Mangoldt/Klein/Starck (Hg.), Grundgesetz Kommentar, 2018 (7.Auflage), Art. 1 GG 

Rn.126ff,136ff. 

31 BVerfGE 111,307;128,326. 
32 Starck von Mangoldt/Klein/Starck (Hg.), Grundgesetz Kommentar, 2018 (7.Auflage), Art. 1 GG Rn.126. 
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Bestimmung enthält auch keinen Appell an die Moral33und bedeutet schon gar keinen sakralen 
Akt. Ihr eigentlicher Sinn liegt in dem Nachvollzug des ab 1945 auf UN-Ebene entfalteten – und im 
Rahmen dieser Schrift dargestellten – internationalen Menschenrechtssystems, welches in der 
AEMR ihren Ausgangs- und Fluchtpunkt hat.  
 
Das deutsche Volk bekennt sich durch Art. 1 II GG zu den in diesem völkerrechtlichen Rahmen 
formulierten, proklamierten und schließlich verbindlich gemachten internationalen 
Menschenrechten. Diese haben die drei westlichen Besatzungsmächte der Bundesrepublik 
Deutschland, welche das GG formell zu genehmigen hatten und genehmigten, in ihrer Eigenschaft 
als in der Gründungsphase der UN bestimmenden Mächte weltweit verbindlich gemacht. In diesem 
Bekenntnis liegt nichts Sakrales und Weihevolles, sondern die durchaus nüchterne Feststellung, 
dass in Sachen Menschenrechte die Bundesrepublik Deutschland nicht das gelobte Land zu sein 
beansprucht, sondern sich als eine Provinz der auf die Menschenrechte ausgerichteten 
Menschheit sehen will und deshalb zu sein hat. 
 
Diese Deutung widerspricht freilich der durch das BVerfG seit Jahrzehnten unter Berufung auf die 
deutsche „Souveränität“, “Verfassungsidentität“ oder das „Recht auf das letzte Wort“ 34 zu 
begründen versuchten Vorstellung von der jedenfalls prinzipiellen Suprematie der deutschen 
Verfassung gegenüber den internationalen Normsetzungen. Nach der Rechtsprechung sollen 
diese bekanntlich nur unter dem Vorbehalt ihrer Vereinbarkeit mit dem GG gelten35 - am Wesen 
des GG soll mithin auch künftig noch die Welt genesen! 
 
In diesen Behauptungen waltet ein „methodischer Nationalismus“ 36.Er entsteht, wenn der 
Verfassungsinterpret durch Akte vorgeblicher „Wesensbestimmungen“ des GG, diesem darin nicht 
enthaltene Ermächtigungen zumisst – das ist ein methodischer Trick, eine Schliche. Solche 
Versuche scheitern alle an Art.1 II GG, welcher die Rolle der deutschen zur internationalen 
Menschenrechtsordnung klar und eindeutig dahin bestimmt, wie die Präambel des GG 
Deutschland sehen will, nämlich als „dienendes Glied“ der Völkergemeinschaft und dem „Frieden 
der Welt“ verpflichtet. 
 
In einer solchen Welt ist kein Staat“ souverän“, verstanden in dem Sinne, dass seine Regeln 
losgelöst von internationalen Normen bestehen könnten. Eine solche Welt funktioniert auch nicht 
nach dem Prinzip, dass ein Staat für sich das „letzte Wort“ reklamiert; die Völkergemeinschaft ist 
nämlich vor allem anderen auf internationale Verständigung angelegt und nicht eine Gemeinschaft 
von auf sich bezogenen Staaten , die sich vor allem im Rechthaben übertreffen.Wenn deshalb die 
internationale Menschenrechtsordnung die Grundlage der Menschenrechtsordnungen der Staaten 
formuliert und jene die WSK-Rechte umfassend normiert, braucht das GG daher im Einklang mit 
den internationalen Gewährleistungen stehende und formulierte WSK-Rechte. 
 
Diese Pflicht folgt aus Art.1 II GG - eine Bestimmung, der zuerst und zuvörderst in allen Fragen 
von Menschenrechten die umfassende Absage an jegliche Selbstreferenz zu entnehmen ist. In 

                                                 
33 Starck, Anm.32, Art. 1 GG Rn.136. 

34 BVerfGE 111,307,319 adressiert zur Begründung von Suprematie- Forderungen des GG ziemlich 
schwelgerisch “die in dem letzten Wort der deutschen Verfassung liegende Souveränität“; das letzte Wort zu 
haben ist freilich nur das Ideal der Rechthaber und im Übrigen das Vorrecht des Angeklagten im 
Strafprozess. 
35 BVerfGE 111,307 
36 Eichenhofer, Eberhard, Soziale Menschenrechte im Völker-, europäischen und deutschen Recht, 
Tübingen 2012,190ff. 
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Menschenrechtsdingen gilt das GG eben nicht aus sich selbst heraus, sondern auf Grund der 
internationalen Menschenrechtsordnung. Das GG bekennt sich in Art. 1 II GG dazu feierlich und 
vor allem eindeutig und unmissverständlich. Art. 1 II GG wäre daher – wer Wesensargumente 
schätzt, wiewohl sie wenig tragen -  die veritable Umschreibung der eigentlichen 
„Verfassungsidentität“ des GG.Es ist die Verfassung, welche das deutsche Gemeinwesen auf der 
Basis von Völkerrecht, Friedensgebot und universalen Menschenrechten begründet.  
 

3. WSK-Rechte sind Grundrechte und deshalb als Grundrechte auszuweisen 
 
In der Sache sollte sich ein Katalog an WSK-Rechten an den internationalen Verbürgungen 
ausrichten ;also nicht den Ehrgeiz darin setzen, eine bestimmte Position des im Inland 
Umstrittenen auf Verfassungsebene festzuhalten, sondern vielmehr in der inländischen 
Verfassung niederzuschreiben, was in Sachen WSK-Rechten weltweit Konsens ist. 
Käme Deutschland dieser Verpflichtung nach, läge dies im internationalrechtlichen Interesse. 
Denn es sind die Staaten, die als primäre Akteure und damit auch als primäre Träger der 
Verantwortung für die Verwirklichung der WSK-Rechte sorgen müssen37. Kommt es mit offizieller 
Unterstützung oder unter amtlichem Schweigen zu Verletzungen der WSK-Rechte, dann wird der 
Staat zum Komplizen und daher unmittelbar für die Verletzung verantwortlich38.  
 
Es sei daher an eine selten wahrgenommene Einsicht Gustav Radbruchs erinnert: Internationale 
Rechtssetzung verlangt ein internationales Gemeinschaftsbewusstsein 39.Dieses findet  seinen 
Ursprung in der internationalen Kultur – Wissenschaft und Kunst, Religion und Recht und 
Wirtschaft wie Sozialem.40 Dafür bedarf es unter den die Rechtsordnungen prägenden Personen 
eine dieser Aufgabe kongeniale Haltung :„Eine übernationale Rechtsordnung muss sich in einer 
Anzahl übernationaler Menschen verkörpern. Weltkultur kann es nur geben, wenn es zu vor 
Weltbürger gab“ 41. 
 
Die UN kommt deshalb zu der Einsicht: “Globale Normen sind wichtig, weil es Schwierigkeiten im 
Hinblick auf die Anwendbarkeit in nationalen Rechtsordnungen gibt. Daher können Verletzungen 
internationaler Menschenrechte wirksam bekämpft werden, nur wenn internationale Normen in 
nationale Rechtsordnungen eingefügt werden. Der vorrangige Ort für die rechtliche Durchsetzung 
von Menschenrechten legt daher seinen Nachdruck auf die Verwirklichung internationaler 
Gewährleistungen durch Begründung der Durchsetzung dieser Garantien im Rahmen nationaler 
Schutzmechanismen”.42 Dafür und deswegen braucht das GG daher im Einklang mit den 
internationalen Gewährleistungen stehende und formulierte WSK-Rechte . 
 

VI. WSK-Rechte in der sozialrechtlichen Praxis 
 

1. Warum hat die Rechtspraxis WSK-Rechte zu interessieren? 
 
Die Praxis von Arbeits- und Sozialrecht ist gehalten, das eigene Handeln an den WSK-Rechten 
auszurichten. Denn das Arbeits- und Sozialrecht jeden Staates muss mit diesen in Einklang stehen 

                                                 
37 Leckie/Galagher, Anm. 1., xxii. 
38 Leckie/Galagher, Anm.1, xxiii. 
39 Radbruch, Gustav, Die Internationale des Geistes in ders., Der Mensch im Recht, 1957,125 
40 Radbruch, Anm.39, 127. 
41 Radbruch, Anm.39, 128. 
42 United Nations (2005), Economic, Social and Cultural Rights, Handbook for National Human Rights 
Institutions (Professional Training Series No. 12), New York and Geneva, 2005,27 
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und ihnen genügen. Deshalb ist die Würdigung jeder Bestimmung des Arbeits- und Sozialrechts 
eines Staates geboten um festzustellen, ob und inwieweit diese mit den international 
verpflichtenden WSK-Rechten übereinstimmt. Die Frage nach der praktischen Bedeutung der 
WSK-Rechte ist deshalb allgegenwärtig. 
 
Diese internationalen Rechte erinnern daran, dass das Arbeitsrecht das Ergebnis der 
internationalen Bestrebungen der Arbeiterbewegung ist. Diese war angetreten, um die Rechte auf 
Arbeit zu begründen. Die Internationale erkämpft das Menschenrecht! 
 
Als 1918 Deutschland in der Novemberrevolution den Acht-Stunden-Tag Gesetz werden ließ, 
erfüllte es die seit 1889 alljährlich am 1.Mai erhoben Forderung der internationalen 
Arbeiterbewegung. Der Streik als Mittel des Arbeitskampfes entstammt dem Englischen. Das Wort 
strike wurde mit „Streik“ ins Deutsche übernommen. In England begann diese soziale Praxis, die 
später Streik heißen sollte: Arbeitsniederlegungen zur Durchsetzung verbesserter Lohn- und 
Arbeitsbedingungen. Von dort aus verbreitete sie sich um die Welt - ebenso wie das Tarifwesen, 
das als collective bargaining im 19.Jahrhundert in England erstmals entwickelt wurde. Auch das 
deutsche Beispiel der Sozialversicherung wurde zur gleichen Zeit auch in Österreich-Ungarn 
entwickelt; sie verbreitete sich als Technik zur Sicherung der Menschen vor sozialen Risiken 
weltweit. Obgleich das Arbeits- und Sozialrecht also von staatlichen Gesetzgebern geschaffen 
wurde, beruhen beide doch letztlich auf Erfindungen der Weltgesellschaft, die in den 
internationalen WSK-Rechten Inhalt und Form fanden. Im 20. Jahrhundert nahm die 
Internationalisierung des Arbeits- und Sozialrechts eigene völker- und supranationale 
Rechtsformen an. IAO, Europarat und EU standardisieren seither das Arbeits- und Sozialrecht 
ihrer jeweiligen Mitgliedstaaten durch Übereinkommen, Empfehlungen, Prinzipienerklärungen, 
Verordnungen und Richtlinien.In der EU wacht der EuGH über die Konformität des Arbeits- und 
Sozialrechts der Mitgliedstaaten, soweit dieses von EU-Recht geregelt ist und das ist weit mehr als 
den allermeisten bewusst ist. Auch IAO und Europarat haben Kontrollgremien geschaffen, denen 
die Einhaltung der internationalen Standards anvertraut ist.  
 
Im Mittelpunkt ihrer Arbeit steht die Überprüfung des Rechts der Staaten mit den völkerrechtlichen 
Anforderungen. Wann immer fraglich ist, ob das Arbeits- und Sozialrecht mit den internationalen 
oder europäischen Standards übereinstimmt, geht es letztlich um die Vereinbarkeit des Rechts 
eines Staates mit den internationalen WSK-Rechten. 
 

2. Beispiele für die Bedeutung der WSK-Rechte für das Arbeits- und Sozialrecht 
 
Es verwundert daher nicht, dass für das Arbeits- und Sozialrecht anhand zahlreicher Beispiele 
veranschaulicht werden kann, dass eine Fülle von Grundfragen des Arbeits- und Sozialrechts nur 
auf der Grundlage der internationalen WSK-Rechte angemessen behandelt werden können. Dies 
soll nachfolgend anhand weniger Beispiele, die sich beliebig vermehren ließen, veranschaulicht 
werden. 
 
Das AGG konkretisiert das als WSK-Recht ausgeformte Verbot der Diskriminierung wegen der 
Religion und Überzeugung bedeutet und an Rechtsfolgen nach sich zieht. In diesem 
Zusammenhang stellen sich Fragen nach den statthaften Anforderungen des Arbeitgebers einer 
kirchlichen oder weltanschaulichen Einrichtung auf Loyalität  der Arbeitnehmer(innen) gegenüber 
den Zielen des Arbeitgebers und den daraus rührenden Auswirkungen auf die private 
Lebensführung, z.B. ob sich der Chefarzt eines katholischen Krankenhauses von seiner Frau 
scheiden lassen darf und erneut heiraten darf- wiewohl nach katholischem Kirchenrecht die Ehe 
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unauflöslich und die Bigamie verboten ist. Sehr umstritten und kontrovers beurteilt wird ob religiöse 
Symbole bei der Arbeitsausübung von Arbeitnehmer(innen) statthaft sind. Höchst umstritten ist, ob 
Arbeitnehmer(innen) den Arbeitgeber in der Öffentlichkeit wegen innerbetrieblicher Missstände, die 
trotz Nutzung aller bestehenden Beschwerdemöglichkeiten nicht behoben werden, schließlich 
öffentlich anprangern – verpfeifen – dürfen (Whistleblowing).Hier geht es um die Frage, inwieweit 
Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis die Meinungsäußerungsfreiheit begrenzen, und damit im Kern 
um die Frage nach der Reichweite der Menschenrechte im Arbeitsverhältnis. Wann immer Fragen 
der Arbeitszeit, des Urlaubs, der Arbeitsplatzgestaltung oder des Arbeitsschutzes thematisch 
werden, geht es letztlich um die Anforderungen aus den WSK-Rechten über gerechte, gesunde 
und humane Arbeitsbedingungen.  
 
Im Hinblick auf die Entlohnung stellen sich menschenrechtliche Grundfragen. Sie betreffen das 
Tarif- und Streikrecht, aber auch das anerkannte Rechte auf eine menschenwürdige, d.h. 
existenzsichernde Entlohnung. Ist die Forderung von Tarifeinheit mit dem Recht auf 
Gewerkschaftsfreiheit und -pluralität zu vereinbaren? Was gilt für Entlohnungs- und 
Arbeitslosenversicherungsansprüche für die von einem Arbeitskampf mittelbar betroffenen 
Arbeitnehmer(innen)? Wie ist das Recht auf existenzsichernde Entlohnung angesichts sinkender 
Tarifbindung zu wahren?  
 
Während im Vereinigten Königreich seit Beginn des 20.Jahrhundert ein gesetzlicher Mindestlohn 
besteht (living wage), wurde dieser in Deutschland erst vor wenigen Jahren und nach langjährigem 
Gezeter über die scheinbar menschenrechtswidrige Wirkung solcher die Unternehmerfreiheit  
beschränkenden Schutzregeln eingeführt– ohne dass die aus Sicht internationaler 
Menschenrechtsgarantien sich aufdrängende Rechtfertigung aus dem WSK-Recht auf eine 
menschenwürdige Existenz irgendwo auch nur annähernd eine größere Rolle gespielt hätte. Wer 
diese Dimensionen nicht im Blick hat, ist in menschenrechtlichen Fragen eben schlecht 
unterrichtet. Was folgt aus dem Gebot, dass die Löhne nicht nur der Beschäftigten, sondern auch 
deren Familien Existenz sichern sollen, für die Lohngestaltung und familienfördernde 
sozialrechtliche Leistungen wie Eltern- und Kindergeld und deren Höhe? 
 
Weil WSK-Rechte internationale Garantien darstellen, fragt sich: Was bedeuten die das 
Arbeitsleben betreffenden WSK-Rechte für den internationalen Handel? Was gilt für die 
internationalrechtliche Anerkennung von Arbeitsverhältnissen im Rahmen internationaler 
Lieferketten, wenn diese den IAO – Kernarbeitsnormen: Schutz vor Diskriminierung, Verbot der 
Kinder- oder Zwangsarbeit und Missachtung der Kollektivvertragsfreiheit – widersprechen? Die 
Debatte ist höchst aktuell. Allerdings werden die gesetzlichen Lösungsansätze nicht in einer Weise 
geführt, welche der Bedeutung der internationalen WSK-Rechte gerecht wird. 
 
Im Rahmen der UN-BRK wird die Stellung von Menschen mit Behinderung mit dem Ziele der 
umfassenden gesellschaftlichen Inklusion bestimmt. Die Staaten verpflichtet diese Konvention zur 
Abschaffung aller für Menschen mit Behinderung vormals geschaffenen exkludierenden 
Sonderwelten in Arbeit (Werkstätten), Schulen (Sonderschulen) und gesundheitlicher Versorgung 
(Irrenanstalten). Der Inklusionsauftrag ist völkerrechtlich umfassend und höchst konkret formuliert. 
Er widerspricht einer noch heute fortgeführten Praxis, weil der Gehalt des WSK-Rechts auf Schutz 
vor Diskriminierungen wegen einer Behinderung nicht beachtet, begriffen oder befolgt wird. 
 
Was bedeutet das Recht auf Arbeit für Arbeitsuchende, ihre Mitwirkungslasten und mögliche 
Sanktionen bei deren Verletzung? Was besagt das Recht auf Fürsorge für Asylsuchende und die 
Höhe ihres Existenzminimums- werden sie diskriminiert, wenn ihnen weniger gewährt wird als den 
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zum Daueraufenthalt berechtigten Personen? Was bedeutet das Recht auf soziale Sicherheit für 
alle Erwerbstätigen in einer Rechtsordnung, die nicht alle Erwerbstätigen in die Sozialversicherung 
einbezieht? Muss dieser Staat dann eine Erwerbstätigenversicherung schaffen? Das 
Menschenrecht auf soziale Sicherheit legt diese Folgerung nahe!  
 
Was folgt aus dem Gebot der Gleichbehandlung von Männern und Frauen, wenn Frauen und 
Männer immer noch unterschiedliche Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt antreffen, welche zu 
unterschiedlichen Löhnen und Altersrenten führen und den „gender pay gap“ bewirken, weshalb 
Frauenlöhne und -renten hinter denen von Männern zurückbleiben? Ist dafür die Grundrente in der 
gesetzlichen Rentenversicherung eine zureichende Antwort und wenn ja – auch in ihrer 
gegenwärtigen gesetzlichen Ausformung? 
 
Zahlreiche dieser Fragen sind aktuell. Sie können nur aus der Perspektive der WSK-Rechte 
zureichend beantwortet werden. Wer sich also mit den Fragen des Arbeits- und Sozialrechts 
befasst, kommt an einer Auseinandersetzung mit den internationalen WSK-Rechten nicht vorbei. 
Diese sind deshalb jedenfalls für eine sich um den Einklang des eigenen Rechts mit den 
internationalen Anforderungen bemühte Praxis unverzichtbar. 
 

3. WSK-Rechte heben den Horizont und weiten den Blick 
 
Kenntnis und Verständnis der internationalen WSK-Rechte sind mithin geboten, um das geltende 
Arbeits- und Sozialrecht eines Staates zu verstehen und damit praktisch zu handhaben. Der 
eigentliche praktische Wert der WSK-Rechte liegt aber nicht nur darin, weil sich die Frage der 
Vereinbarkeit von nationalem und internationalem Arbeits- und Sozialrecht stets und unabweisbar 
stellt, sondern weil die internationalen WSK-Rechte im Gegensatz zu dem alles und nichts 
sagenden Sozialstaatsprinzip des GG dem Arbeits- und Sozialrecht eine allgemeine, aber auch 
hinreichend anschauliche, weil konkrete menschenrechtliche Prägung geben .Denn nur sie  
umschreiben konkret, was „sozial“ denn eigentlich heißt und ist. 
 
Die WSK-Rechte umschreiben Ziele und Mittel eines Arbeits- und Sozialrechts, das den 
Anforderungen der Menschenrechte genügt. Wegen ihrer Internationalität wird die rechtliche 
Regelung oder rechtliche Beurteilung einer Rechtsfrage durch andere Staaten auch für die 
Rechtsanwendung wichtig. Denn weil WSK-Rechte international gelten, schwinden die 
Unterschiede in der Annäherung der Staaten an das zu lösende Problem, weil die Bemühungen 
um dessen Bewältigung in allen Staaten unter derselben internationalen Rechtsordnung 
stattfinden. Dies erklärt, weshalb im internationalen Vergleich die Ähnlichkeiten die Unterschiede 
deutlich überwiegen. Dadurch wird der Horizont arbeits- und sozialrechtlichen Denkens 
ausgeweitet auf alle Arbeits- und Sozialrechte der Welt und damit auch die Perspektive der 
Rechtsanwendung radikal verändert. Rechtsanwendung heißt dann nicht mehr der beflissene 
Nachvollzug des Willens eines nationalen Gesetzgebers in der Interpretation der mit dem 
vorgeblich letzten Wort ausgestatteten Gerichte, sondern die praktische Verwirklichung der 
Menschenrechte im Hinblick auf die international formulierten Garantien. Internationale WSK-
Rechte weiten damit den Horizont und heben damit auch den Blick.  
 
Wenn das Arbeits- und Sozialrecht mithin auf der Grundlage internationaler WSK-Rechte 
praktiziert wird, ist gesichert, dass bei dessen Auslegung nicht primär dem das Recht setzenden 
Staat zu sozialer Gerechtigkeit, sondern dem durch die Menschenrechte- namentlich auch die 
WSK-Rechte – geschützten Menschen zu einem Leben in Würde verholfen wird. WSK-Rechte 
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sind deshalb praktisch wichtig, weil die Praxis des Arbeits- und Sozialrechts auf die Verwirklichung 
der Menschenrechte angelegt ist und diesem Ziel deswegen umfassend genügen muss. 
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